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Kleine Anfrage 8325 
 
des Abgeordneten Dietmar Brockes   FDP 
 
 
Wolfsabschuss im Kreis Olpe: Warum scheitert die Anwendung des neuen Jagdrechts 
und wie werden rechtssichere Entnahmen künftig ermöglicht? 
 
 
Am 11. Juni 2026 hat die zuständige untere Jagdbehörde des Kreises Olpe im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Landwirtschaft und Verbraucherschutz die Entnahme des als 
„schadstiftend“ eingestuften Wolfs „GW1896m“ genehmigt. Grundlage war das seit dem 2. 
April 2026 geltende geänderte Bundesjagdrecht, das erstmals in Nordrhein-Westfalen zur 
Anwendung kommen sollte1. 
 
Der Wolf „GW1896m“ war zuvor nachweislich für zahlreiche Nutztierrisse verantwortlich. Allein 
im April 2026 wurden in der Gemeinde Wenden insgesamt 35 Schafe und Lämmer getötet 
oder verletzt. Insgesamt werden dem Tier seit 2021 56 Schadensereignisse zugeordnet.2  
 
Trotz vorliegender Genehmigung sowie ministerieller Zustimmung wurde der Vollzug der 
Maßnahme jedoch durch einen gerichtlichen Beschluss vorläufig gestoppt. Grund hierfür ist 
ein Eilantrag eines Umweltverbandes, der sich unter anderem auf europarechtliche Vorgaben 
(FFH-Richtlinie) beruft.3 
 
Damit wird ein zentrales Ziel der Novellierung, also die schnelle, rechtssichere und 
unbürokratische Entnahme sogenannter Problemwölfe zum Schutz der Weidetierhaltung, in 
der Praxis infrage gestellt. Für betroffene Tierhalter entsteht erneut erhebliche Unsicherheit, 
obwohl bereits erhebliche wirtschaftliche Schäden eingetreten sind. 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Wie bewertet die Landesregierung den Umstand, dass die erste Anwendung des neuen 

Bundesjagrechts in Nordrhein-Westfalen im Fall „GW1896m“ unmittelbar gerichtlich 
gestoppt wurde? 

 

 
1 Olpe (2026), Untere Jagdbehörde genehmigt die Entnahme von Wolf „GW1896m“,  https://kreis-
olpe.de/index.php?object=tx,3123.5&ModID=7&FID=3125.53418.1 Zugriff 17.06.26 
2 WDR (2026), Tier darf nach Rissen abgeschossen werden, https://www1.wdr.de/nrw/sauerland-
siegerland/kreis-olpe/wolf-abschuss-kreis-olpe-100.html Zugriff 17.06.26 
3 Zeit (2026), Gericht stoppt vorerst Abschussgenehmigung für Wolf bei Olpe, 
https://www.zeit.de/news/2026-06/17/gericht-stoppt-vorerst-abschussgenehmigung-fuer-wolf-bei-olpe 
Zugriff 17.06.26 
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2. Wie bewertet die Landesregierung die Einschätzung, dass die erteilte 
Abschussgenehmigung im Fall „GW1896m“ möglicherweise nicht mit europarechtlichen 
Vorgaben, insbesondere der FFH-Richtlinie, vereinbar ist? 

 
3. Welche Schlussfolgerungen zieht die Landesregierung daraus für die Praxistauglichkeit 

des neuen Jagdrechts, insbesondere im Hinblick auf schnelle und rechtssichere 
Entscheidungen bei wiederholten Nutztierrissen? 

 
4. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass Weidetierhalterinnen und -halter in 

vergleichbaren Fällen künftig nicht erneut trotz genehmigter Entnahmen faktisch ohne 
wirksamen Schutz bleiben? 

 
5. Welche konkreten Maßnahmen plant die Landesregierung, um rechtssichere und 

zugleich zügige Entnahmen von schadstiftenden Wölfen künftig tatsächlich zu 
ermöglichen? 

 
 
 
Dietmar Brockes 
 


